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(2) Die höhere Landespolizeibehörde erhält durch 
ein solches Erkenntnis die Befugnis, nach Anhörung 
der Strafvollzugsverwaltung den Verurteilten auf die 
Zeit von höchstens fünf Jahren unter Polizeiaufsicht zu 
stellen.

(3) Diese Zeit wird von dem Tage berechnet, an 
welchem die Freiheitsstrafe verbüßt, verjährt oder er­
lassen ist.

§39
Die Polizeiaufsicht hat folgende Wirkungen:

1. Dem Verurteilten kann der Aufenthalt an ein­
zelnen bestimmten Orten von der höheren Landes­
polizeibehörde untersagt werden;

2. Haussuchungen unterliegen keiner Beschränkung 
hinsichtlich der Zeit, zu welcher sie stattfinden dürfen.

(3) . . . (bei § 39 StGB West)
(4) Die Kontrollmaßnahmen werden im einzelnen 

vom Leiter des Volkspolizei-Kreisamtes festgelegt. 
Ihre Dauer beträgt mindestens zwei und höchstens 
fünf Jahre.

(3) Der Leiter des für den Wohnort des Haftent­
lassenen zuständigen Volkspolizei-Kreisamtes erhält 
durch die gerichtliche Entscheidung das Recht, dem 
Verurteilten Auflagen zu erteilen. Die Auflagen kön­
nen umfassen

— die Untersagung des Aufenthalts an einzelnen 
bestimmten Orten, zum Besuch bestimmter Örtlich­
keiten oder des Umgangs mit bestimmten Personen.

— die Verpflichtung zur Meldung bei einer Dienst­
stelle der Deutschen Volkspolizei, einschließlich der 
vorherigen Mitteilung eines Arbeitsplatzwechsels so­
wie zusätzliche Meldepflichten;

Außerdem ist die Versagung, der Entzug oder die 
Einschränkung staatlicher Erlaubnisse und Genehmi­
gungen durch die zuständigen Organe zulässig.

Durchsuchungen der Wohnung und anderer um­
schlossener Räume dürfen auch zur Nachtzeit durch­
geführt werden.

(5) Das Gericht kann im Urteil die nach § 47 Ab­
satz 2 Ziffer 2 vorgesehene Maßnahme mit der Wir­
kung aussprechen, daß die Zuweisung des Arbeits­
platzes der Genehmigung der Organe der Deutschen 
Volkspolizei bedarf.

(6) Verletzt ein unter Kontrollmaßnahmen Gestell­
ter böswillig die ihm erteilten Auflagen, wird er nach 
§ 238 bestraft.


